
 

  
 

 

 
 
 
 
An meine 
Mandanten 

 
Nürtingen,  21. Juli 2021  

 
Mandantenbrief Juli 2021 

 
Sehr geehrte Mandanten, 
 
nachfolgend erhalten Sie meinen aktuellen Mandantenbrief. Auf folgende interessante Themen 
möchte ich insbesondere hinweisen: 
 
Einkommensteuer 

· Sind Verlustverrechnungsbeschränkungen für Aktienveräußerungsverluste ver-
fassungswidrig? 

· Berechnungsparameter für die Vermeidung einer doppelten Besteuerung von Ren-
ten 

· Steuerliche Nutzungsdauer für beruflich angeschaffte Computer, Drucker, Soft-
ware etc. verkürzt 
 

Lohn und Gehalt 

· Gesetzlicher Mindestlohn für entsandte ausländische Betreuungskräfte in Privat-
haushalten 

 
Mit freundlichen Grüßen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
Termine Steuern/Sozialversicherung Juli/August 2021 
 

Steuerart Fälligkeit 
Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidari-
tätszuschlag 

12.07.20211 10.08.20212 

Umsatzsteuer 12.07.20213 10.08.20214 
Ende der Schonfrist 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch: 

Überweisung5 15.07.2021 13.08.2021 

Scheck6 12.07.2021 10.08.2021 

Gewerbesteuer entfällt 16.08.20218 

Grundsteuer entfällt 16.08.20218 

Ende der Schonfrist 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch: 

Überweisung5 entfällt 19.08.2021 
Scheck6 entfällt 16.08.2021 

Sozialversicherung7 26.07.2021 25.08.2021 
Kapitalertragsteuer, Solidaritätszu-
schlag 

Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritäts-
zuschlag sind zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung 
an den Anteilseigner an das zuständige Finanzamt abzuführen. 

 
1 Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahreszahlern für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
2 Für den abgelaufenen Monat. 
3 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern ohne 

Dauerfristverlängerung für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
4 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern mit Dauer-

fristverlängerung für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
5 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmel-

dungszeitraum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, 
Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen wer-
den keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem 
Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

6 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanz-
amt als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

7 Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. Um 
Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitli-
cher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen der jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens zwei Ar-
beitstage vor Fälligkeit (d. h. am 28.07.2021/27.08.2021, jeweils 0 Uhr) vorliegen. Regionale Besonderheiten bzgl. der 
Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und 
Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbeson-
dere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 

8 In den Bundesländern und Regionen, in denen der 15.08.2021 ein gesetzlicher Feiertag (Mariä Himmelfahrt) ist, wird 
die Steuer am 16.08.2021 fällig. 

 



 

Einkommensteuer 

Sind Verlustverrechnungsbeschränkungen für Aktienveräußerungsver-
luste verfassungswidrig? 
Der Bundesfinanzhof hat dem Bundesverfassungsgericht die Frage vorgelegt, ob es 
mit dem Grundgesetz vereinbar ist, dass Verluste aus der Veräußerung von Aktien 
nur mit Gewinnen aus der Veräußerung von Aktien und nicht mit sonstigen positiven 
Einkünften aus Kapitalvermögen verrechnet werden dürfen. 
Das Unternehmensteuerreformgesetz 2008 hat die Besteuerung von Kapitalanlagen, 
die dem steuerlichen Privatvermögen zuzurechnen sind, grundlegend neugestaltet. 
Durch die Zuordnung von Gewinnen aus der Veräußerung von Kapitalanlagen (u. a. 
Aktien) zu den Einkünften aus Kapitalvermögen unterliegen die dabei realisierten 
Wertveränderungen (Gewinne und Verluste) in vollem Umfang und unabhängig von 
einer Haltefrist der Besteuerung. Da Einkünfte aus Kapitalvermögen grundsätzlich 
abgeltend mit einem speziellen Steuersatz von 25 % besteuert werden, sieht das 
Einkommensteuergesetz vor, dass Verluste aus Kapitalvermögen nur mit sonstigen 
positiven Einkünften aus Kapitalvermögen ausgeglichen werden dürfen. Eine zusätz-
liche Verlustverrechnungsbeschränkung gilt für Verluste aus der Veräußerung von 
Aktien. Diese dürfen nicht mit anderen positiven Einkünften aus Kapitalvermögen, 
sondern nur mit Gewinnen, die aus der Veräußerung von Aktien entstehen, ausgegli-
chen werden. Nach der Gesetzesbegründung sollen dadurch Risiken für den Staats-
haushalt verhindert werden. 
Im Streitfall hatte der Kläger aus der Veräußerung von Aktien ausschließlich Verluste 
erzielt. Er beantragte, diese Verluste mit seinen sonstigen Einkünften aus Kapital-
vermögen, die nicht aus Aktienveräußerungsgewinnen bestanden, zu verrechnen. 
Nach Auffassung des Bundesfinanzhofs bewirke das Einkommensteuergesetz eine 
verfassungswidrige Ungleichbehandlung, weil sie Steuerpflichtige ohne rechtferti-
genden Grund unterschiedlich behandelt, je nachdem, ob sie Verluste aus der Ver-
äußerung von Aktien oder aus der Veräußerung anderer Kapitalanlagen erzielt ha-
ben. Eine Rechtfertigung für diese nicht folgerichtige Ausgestaltung der Verlustaus-
gleichsregelung für Aktienveräußerungsverluste ergebe sich weder aus der Gefahr 
der Entstehung erheblicher Steuermindereinnahmen noch aus dem Gesichtspunkt 
der Verhinderung missbräuchlicher Gestaltungen oder aus anderen außerfiskali-
schen Förderungs- und Lenkungszielen.  

Berechnungsparameter für die Vermeidung einer doppelten Besteuerung 
von Renten 
Der Bundesfinanzhof hat erstmals genaue Berechnungsparameter für die Vermei-
dung einer doppelten Besteuerung von Renten festgelegt und zeigte damit drohende 
doppelte Besteuerung künftiger Rentnergenerationen auf. 
Zwar hatte die Revision des Klägers - der eine seit dem Jahr 2007 laufende Rente 
mit entsprechend hohem Rentenfreibetrag bezieht - keinen Erfolg. Allerdings ergibt 
sich auf der Grundlage der Berechnungsvorgaben des Bundesfinanzhofs, dass spä-
tere Rentnerjahrgänge von einer doppelten Besteuerung ihrer Renten betroffen sein 
dürften. Dies folge daraus, dass der für jeden neuen Rentnerjahrgang geltende Ren-
tenfreibetrag mit jedem Jahr kleiner werde. Er dürfte daher künftig rechnerisch in vie-
len Fällen nicht mehr ausreichen, um die aus versteuertem Einkommen geleisteten 
Teile der Rentenversicherungsbeiträge zu kompensieren. 



 
Im Streitfall wandte sich der Kläger dagegen, dass das Finanzamt - entsprechend 
der gesetzlichen Übergangsregelung - 46 % der ausgezahlten Rente als steuerfrei 
behandelt und die verbleibenden 54 % der Einkommensteuer unterworfen hatte. Der 
Kläger hat eine eigene Berechnung vorgelegt, nach der er rechnerisch deutlich mehr 
als 46 % seiner Rentenversicherungsbeiträge aus seinem bereits versteuerten Ein-
kommen geleistet hat. Nach seiner Auffassung liege deshalb eine verfassungswidri-
ge doppelte Besteuerung von Teilen seiner Rente vor. Das Finanzgericht sah dies 
anders und wies die Klage ab. 
Auch der Bundesfinanzhof folgte der Auffassung des Klägers nicht. Vielmehr halte er 
an seiner bisherigen, vom Bundesverfassungsgericht bestätigten Rechtsprechung 
zur Rentenbesteuerung fest, nach der sowohl der mit dem Alterseinkünftegesetz ein-
geleitete Systemwechsel zur nachgelagerten Besteuerung von Altersbezügen als 
auch die gesetzlichen Übergangsregelungen im Grundsatz verfassungskonform sei-
en. Klar sei danach aber auch, dass es im konkreten Einzelfall nicht zu einer doppel-
ten Besteuerung von Renten kommen dürfe. Eine solche doppelte Besteuerung wer-
de vermieden, wenn die Summe der voraussichtlich steuerfrei bleibenden Rentenzu-
flüsse (kurz: steuerfreier Rentenbezug) mindestens ebenso hoch sei wie die Summe 
der aus dem bereits versteuerten Einkommen aufgebrachten Rentenversicherungs-
beiträge. Der Bundesfinanzhof hat konkrete Berechnungsparameter für die Ermitt-
lung einer etwaigen doppelten Besteuerung von Renten festgelegt. Dabei hat er klar-
gestellt, dass zum steuerfreien Rentenbezug nicht nur die jährlichen Rentenfreibe-
träge des Rentenbeziehers, sondern auch die eines etwaig länger lebenden Ehegat-
ten aus dessen Hinterbliebenenrente zu rechnen sind.  

Bei privaten Renten kann es systembedingt nicht zu doppelter Besteue-
rung kommen 
Der Bundesfinanzhof hat Streitfragen zum Problem der sog. doppelten Rentenbe-
steuerung geklärt. Er hat nicht nur über die Behandlung von Leistungen aus der frei-
willigen Höherversicherung zur gesetzlichen Altersrente und Fragen der sog. Öff-
nungsklausel entschieden. Er hat auch klargestellt, dass es bei Renten aus privaten 
Kapitalanlageprodukten außerhalb der Basisversorgung (kurz: privaten Renten), die 
lediglich mit dem jeweiligen Ertragsanteil besteuert werden, systembedingt keine 
Doppelbesteuerung geben kann. 

Online-Poker: Gewinne können der Einkommen- und Gewerbesteuer un-
terliegen 
Ein Student der Mathematik spielte seit Herbst 2007 im Internet in sog. Einzelspielen 
Poker in der Spielvariante Texas Hold´em. Er setzte zunächst Cent-Beträge ein und 
erzielte bis Ende 2008 einen Gesamtgewinn von ca. 1.000 US-Dollar, bei Spielzeiten 
von geschätzt fünf bis zehn Stunden im Monat. 2009 spielte er bei vier Online-
Portalen Poker. Seine Einsätze erhöhte er dabei über einstellige zu einem niedrigen 
zweistelligen US-Dollar-Betrag. Damit erzielte der Student nun insgesamt Gewinne in 
Höhe von - umgerechnet - 82.826,05 Euro. In den Folgejahren vervielfachte er seine 
Gewinne aus den Online-Pokerspielen. Das Finanzamt vertrat die Auffassung, dass 
aufgrund der Teilnahme an den Online-Pokerspielen steuerpflichtige Einkünfte aus 
Gewerbebetrieb erzielt würden und erließ für 2009 einen entsprechenden Einkom-
men-steuer- und Gewerbesteuermessbescheid. 
Der hiergegen gerichteten Klage hat das Finanzgericht Münster teilweise stattgege-
ben. Der Student habe mit dem Online-Pokerspielen Einkünfte aus Gewerbebetrieb 
erzielt, jedoch erst ab Oktober 2009. Insbesondere handele es sich bei der gespiel-
ten Variante Texas Hold´em um ein Geschicklichkeitsspiel und nicht um ein gewerb-



 
liche Einkünfte ausschließendes Glücksspiel. Er habe sich auch, wie für die Annah-
me gewerblicher Einkünfte erforderlich, am allgemeinen wirtschaftlichen Verkehr be-
teiligt, indem er eine Leistungsbeziehung mit seinen Mitspielern am (virtuellen) Po-
kertisch der Online-Portale unterhalten und nach außen hin für Dritte erkennbar in 
Erscheinung getreten sei. Gewinnerzielungsabsicht liege auch vor, denn er habe 
über eine gewisse Dauer hinweg das Online-Pokerspielen ausgeführt, dadurch Ge-
winne erzielt und mit einer durchweg vorteilhaften Gewinnerzielung fortgeführt. Nach 
dem Gesamtbild der Verhältnisse, insbesondere der Steigerung der Spielzeit und der 
Höhe der Einsätze, habe der Student allerdings erst ab Oktober 2009 die Grenze 
einer reinen Hobbyausübung hin zu einem „berufsmäßigen“ Online-Pokerspiel über-
schritten, weshalb als Einkünfte aus Gewerbebetrieb die in dem Zeitraum Oktober 
2009 bis Dezember 2009 erzielten Gewinne anzusetzen seien.  

Ertragsteuerliche Erfassung der Zinsen auf Steuer-nachforderungen und 
Steuererstattungen 
Das Bundesfinanzministerium hat am 16.03.2021 ein Schreiben zur ertragsteuerli-
chen Erfassung der Zinsen auf Steuernachforderungen und Steuererstattungen ver-
öffentlicht. Zinsen auf Steuernachforderungen können ab dem Veranlagungszeitraum 
1999 nicht mehr steuermindernd geltend gemacht werden. Demgegenüber führen 
Zinsen auf Steuererstattungen beim Gläubiger zu Einkünften aus Kapitalvermögen 
oder zu Einkünften anderer Art. Das neue Schreiben sieht nun vor, dass - zur Ver-
meidung unbilliger Härten - auf Antrag Erstattungszinsen durch Verzinsung von 
Steuernachforderungen und Steuererstattungen nicht in die Steuerbemessungs-
grundlage einzubeziehen sind, soweit ihnen nicht abziehbare Nachzahlungszinsen 
gegenüberstehen, die auf ein und demselben Ereignis beruhen. Dabei sind Erstat-
tungszinsen und die diesen gegenüberstehenden Nachzahlungszinsen auf den Be-
trag der jeweils tatsächlich festgelegten Zinsen begrenzt.  

Steuerliche Nutzungsdauer für beruflich angeschaffte Computer, Dru-
cker, Software etc. verkürzt 
Wer sich für die Arbeit auf eigene Kosten Computer, Drucker oder Software etc. an-
schafft, kann das steuermindernd geltend machen. Ab dem Veranlagungsjahr 2021 
können die Kosten sogar vollständig im Jahr des Kaufes abgesetzt werden.  
Die Änderung dieser Steuervorschrift betrifft eine Vielzahl an Käufen, von Compu-
terhardware über Peripheriegeräte und Zubehör bis hin zu Betriebs- und Anwender-
software. Wird die Technik mindestens zu 90 Prozent beruflich genutzt, ist die voll-
ständige Abschreibung des Kaufpreises als Werbungskosten erlaubt. Wenn der pri-
vate Nutzungsanteil mehr beträgt, ist zwischen privater und beruflicher Nutzung ab-
zugrenzen. Nur der berufliche Anteil ist gemessen am Kaufpreis absetzbar.  
Bisher mussten Computer, Drucker und Software mit einem Anschaffungspreis über 
800 Euro netto über den Zeitraum von drei bis fünf Jahren abgeschrieben werden. 
Der Kaufpreis wurde also auf mehrere Steuerjahre aufgeteilt. Dem liegt die AfA-
Tabelle zur Abschreibung für allgemeine Anlagegüter zugrunde. Die Finanzverwal-
tung hat die steuerlichen Abschreibungsregelungen nun geändert: Seit dem 1. Janu-
ar 2021 wird eine gewöhnliche Nutzungsdauer von einem Jahr angenommen. Dies 
gilt auch rückwirkend für noch nicht vollständig abgeschriebene Geräte. 
 
 
 
 



 
Lohn und Gehalt 
Gesetzlicher Mindestlohn für entsandte ausländische Betreuungskräfte 
in Privathaushalten 
Bundesarbeitsgericht, 5-AZR-505/20, Pressemitteilung vom 24.06.2021 
Nach Deutschland in einen Privathaushalt entsandte ausländische Betreuungskräfte 
haben Anspruch auf den gesetzlichen Mindestlohn für geleistete Arbeitsstunden. Da-
zu gehört auch Bereitschaftsdienst. Ein solcher kann darin bestehen, dass die Be-
treuungskraft im Haushalt der zu betreuenden Person wohnen muss und grundsätz-
lich verpflichtet ist, zu allen Tag- und Nachtstunden bei Bedarf Arbeit zu leisten. Das 
hat das BAG entschieden. 
 


